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BGB § 284; W G  § 39
Der Schuldner, der sich in Verzug befunden hat, muß be- 
yjeisen, daß er durch eine spätere Erfüllung die Voll­
zugsfolgen wieder ausgeräumt hat.

W G  § 39; BGB §§ 269? 270
Übermittelt der Schuldner (Versicherungsnehmer) dem 
Gläubiger (Versicherer) einen Scheck Uber den geschul­
deten Geldbetrag (Folgeprämie)9 so hat er die Leistungs­
handlung erst bevjirkt, vjenn er sich seiner uneinge­
schränkten Verfügungsgevjalt über die Scheckurkunde be­
geben hat (Übergabe der Urkunde an die Postanstalt zur 
Übermittlung an den Gläubiger oder Einwurf in den 
Briefkasten des Zahlungsempfängers).
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URTEIL Verkündet am

29o Januar 1969 
B l e c h e r  , 
Justizsekretär

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der Firma Helmut Z Str.M
in dem Rechtsstreit

oHG,

Beklagten und Revisionsklägerin, 
- Frozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen
Aktiengesellschaft, H ^ p ,  

vertreten durch ihren Vorstand, Herbert 
Dr» Jürgen M B f c  Wolf ff» Jobst

, ErichMBBHtHerDert Bezirksdirektion

Klägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr„



Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 29» Januar 1969 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr. Hauß und der Bundes­
richter Johannsen, Wüstenberg, Dr. Reinhardt und Dr. Bukov;

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 7o Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Hamm von 20» September 1966 wird auf-ihre 
Kosten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Die Beklagte hatte für ihren LKW bei der Klägerin 
einen Haftpflicht- und Kasko Versicherungsvertrag abge­
schlossen«, Am 29o April 1964 gegen 16.38 ühr verursachte 
ein Fahrer der Beklagten mit diesem Fahrzeug' einen Ver­
kehrsunfall, bei dem zwei Personen leicht verletzt wurden 
und im übrigen an fremdem Eigentum erheblicher Sachschaden 
entstand. Die Klägerin verlangt von der Beklagten die von 
ihr zur Regulierung des Schadens aufgewandten Beträge er­
stattet mit der Begründung, sie sei im Innenverhältnis 
der Parteien nicht zur Gewährung von Versicherungsschutz 
verpflichtet gewesen.

Die Beklagte hatte die im Dezember 1963 fällige 
Folgepräraie im Betrage von 891*- DM nicht rechtzeitig 
gezahlt. Die Klägerin hatte sie unter dem 6. März 1964 
in der qualifizierten Form deä § 39 Abs. 1 VVG unter Set­
zung einer zweiwöchigen Zahlungsfrist gemahnt. Auch auf 
diese Mahnung hin hat die Beklagte nicht gezahlt. In einem

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

weiteren Einschreibebrief vom 31, März 1964 sprach die 
Klägerin die Kündigung des Vertrages nach § 39 Abs» 3 
VVG aus und teilte der Beklagten ferner mit, daß sie der 
Zulassungssteile Mitteilung nach § 29 d StVZO erstatten 
werde. Am 30, April 1964 - also am Stage nach dem Unfall - 
fand die Bezirksdirektion der Klägerin in Dortmund bei 
der Morgenleerung in ihrem Briefkasten ein Schreiben der 
Beklagten mit Datum vom 28, April 1964 vor, dem ein Ver­
rechnungsscheck Über die angemahnte und die inzwischen 
weiter fällig gewordene Eolgeprämie beigeheftet warB Der 
Scheck konnte von der Klägerin ohne Schwierigkeiten ein­
gelöst werden.

Mit Schreiben vom -11, Mai 1964? das der Beklagten am 
13o Mai 1964 zugestellt wurde, lehnte die Klägerin die Ge­
währung von Versicherungsschutz - mit entsprechender Be­
lehrung über die Rechtsfolge, gemäß § 12 Abs, 3 W G  - unter 
Hinweis auf § 39 Abs, 2 W G  mit der Begründung ab, daß die 
Beklagte sich bei Eintritt des Versicherungsfalles noch im 
Verzüge befunden habe. Gleichzeitig kündigte sie an, sie 
werde.die Beklagte wegen der an die Unfallopfer zu leisten­
den Entschädigungen auf Rückgriff in Anspruch nehmen. Die 
Beklagte hat die 6-Monatsfrist des § 12 Abs« 3 W G  verstrei­
chen lassen.

Die Klägerin hat für die Regulierung des Schadens 
insgesamt 10,997,51 DM aufgewandt. Davon entfallen auf die 
Zeit vom 19, Mai 1964 - 4, November 1964 9«495,80 DM und
auf die Zeit vom 12, April 1965 - 10, Mai 1965 1,47*1,71 DM
sowie auf Porto und Mahnkosten ein Betrag von 10,^ DM,

Die Klägerin hat beantragt.



die Beklagte zu verurteilen, an sie 10«997,51 DM 
nebst 4 # Zinsen jeweils vom Zeitpunkt ihrer Zah­
lungen an die Geschädigte zu zahlen«

Die Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen«

Sie macht geltend, sie habe sich zu der Zeit’ des 
Unfalls mit der Leistung der Prämie für die Versicherung 
nicht mehr in Verzug befunden« Denn ihr früherer Buchhal­
ter habe am Nachmittag des 29. April 1964 gegen 16«30 Uhr, 
jedenfalls vor den Unfall, zur Regulierung der Prämie einen 
Verrechnungsscheck in den Briefkasten der Bezirksdirektion 
der Klägerin geworfen.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben«

Die Beklagte hat Berufung eingelegt mit dem Antrag,
unter Abänderung des angefochtenen Urteils die 
Klage abzuweisen, soweit die Beklagte verurteilt 
worden ist, an die Klägerin einen Betrag von 
mehr.als 1.471;!?1 2U zahlen.

Das Berufungsgericht hat die Berufung zurückgewiesen 
und die Revision zugelassen. Die Beklagte hat Revision 
eingelegt. Sie verfolgt ihren im Berufungsrechtszug gestell­
ten Antrag weiter. Die Klägerin hat gebeten, die Revision 
zurückzuweisen.

Ent s cheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet
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Die Klägerin kann ihre durch den Versicherungsfall vom 
29 o April 1964 veranlaßten Aufwendungen von der Beklagten 
erstattet verlangen, weil sie im Innenverhältnis zwischen 
den Parteien nicht verpflichtet ist, Versicherungsschutz 
für den Versicherungsfall zu gewähren (§ 158 f VVG, § 670 BGB),

Nach § 59 Abs. 2 VVG ist der Versicherer von der Ver­
pflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall 
nach Ablauf einer dem Versicherungsnehmer nach § 59 Abs. 1 
VVG gesetzten Prist eingetreten ist und der Versicherungs­
nehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der Prämie 
oder der geschuldeten Zinsen oder Kosten in Verzug war.

Unstreitig ist der Versicherungsfall eingetreten, 
nachdem die der Beklagten nach § 59 Abs. 1 VVG gesetzte 
Prist verstriohen war. Die Parteien streiten allein darum, 
ob die Beklagte sich zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung- 
der Prämie noch in Verzug befand.

Rechtlich zutreffend ist das Berufungsgericht davon , 
ausgegangen, daß die Beklagte beweisen muß, daß sie sich 
zu der Zeit des Versicherungsfalls nicht mehr in Verzug 
befand. Es ist eine das Recht der Schuldverhältnisse be­
herrschende und allgemein anerkannte Beweislastregel, daß 
der Verpflichtete die Erfüllung einer ihm obliegenden Lei­
stung, die in einem positiven lun besteht, beweisen muß, 
und zwar auch dann, wenn sich an die Nichterfüllung oder

t

die nicht rechtzeitige Erfüllung ungünstige Rechtsfolgen 
knüpfen, die der Gläubiger geltend macht (RGZ 41, 220, RG 
JW 1910, 957j RG Warn. Rspr. 1913, Nr. 222; RG HRR 1929,
Nr. 573; Larenz, Schuldrecht, Allgemeiner (Ceil 9« Aufl.
§ 22 I a Anm. 2; Rosenberg, Beweislast 4. Aufl., S. 546; 
Stcin/Jonas/Schumann/Leipold ZPO 19* Aufl. § 282 IV 4 b ß).
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Das Bürgerliche Gesetzbuch hat diese Beweislastregel in 
mehreren Fällen ausdrücklich bestimmt, so in den §§ 345? 
358, 542 Abs« 3, 636 Abs» 2« Bei der Anwendung des § 39 
Abs« 2 VVG gilt die gleiche, schuldrechtliche Beweislast­
regel o Während der Versicherer beweisen muß, daß er die 
Zahlung der Folgeprämie angeiaahnt hatte und daß die Zah­
lungsfrist bei Eintritt des Versicherungsfalls abgelaufen 
war, ist es Sache des Versicherungsnehmers zu beweisen, 
daß er vor dem Versicherungsfall die Folgeprämie gezahlt 
hatte, er also mit dieser nicht mehr in Verzug war«

In vorliegendem Fall ist nach der zutreffenden Dar­
legung des Berufungsurteils der für die Beseitigung der 
Vex*zugsf olgen. entscheidende Zeitpunkt der Einwurf des 
Schecks in den Briefkasten der Bezirksdirektion der Klä­
gerin« Es kann nicht darauf abgestellt werden, wann der 
Bote, der den Scheck dorthin brachte, die Geschäftsräume 
der Beklagten verließ« § 270 BGB verpflichtet den Schuld­
ner, Geld dem Gläubiger an dessen Wohnsitz zu übermitteln» 
Aus § 270 Abs« 4 BGB ergibt sich allerdings, daß ungeach­
tet dessen der Beistungsort nach § 269 Abs« 1 BGB der 
Wohnsitz des -Schuldners bleibt« Das ist maßgebend für 
die Entscheidung der Frage, zu welcher Zeit der Schuldner 
geleistet hat, wann also der Verzug, in dem er sich be­
fand, wieder ausgeräumt ist« Er ist ausgeräumt, wenn der 
Schuldner am Leistungs- oder Erfüllungsort das von ihm 
zu Verlangende getan hat« § 270 BGB gilt nicht nur für 
Fern- sondern auch für Platzgeschäfte (RGZ 78, 137; BGB 
RGR-Komm § 270 Anm« 10)« Bei diesen Geschäften ist Er­
füllungsort die Wohnung oder bei Geschäftsschulden der 
gewerbliche Betrieb des Schuldners»
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Der Schuldner hat am Leistungsort das von ihm zu 
Verlangende nicht schon dann getan, wenn er seine Woh­
nung oder seine Geschäftsräume verläßt, um dem Gläubi­
ger den geschuldeten Geldbetrag zu überbringen oder 
wenn er zu diesem Zweck einen Boten auf den Weg schickt» 
Es muß vielmehr hinzu kömmen, daß die geschuldete Lei­
stung in der Weise auf den Weg zum Gläubiger gebracht 
wird, daß sie endgültig aus der uneingeschränkten Ver­
fügungsgewalt des Schuldners herauskommt „ Erst dann 
läßt sich sagen, daß der Schuldner am Leistungsort das 
von ihm zu Verlangende getan hat» Nur dieser Zeitpunkt 
läßt sich auch mit der für den Rechtsverkehr erforder­
lichen Sicherheit feststellen«, Von da an besteht in 
aller Regel die Gewähr, daß der Gläubiger' nach einer 
den Umständen nach angemessenen Zeit die Leistung em­
pfängt» Übersendet der Schuldner das Geld dem Gläubi­
ger durch die Post, dann kommt es-auf den Zeitpunkt an, 
in dem dieses bei der Postanstalt für den Gläubiger 
eingezahlt wird«, Wird die Schuld dadurch beglichen, daß 
der Schuldner dem Gläubiger einen Scheck durch die Post 
übersendet, dann kommt es auf den Zeitpunkt an, in dem 
der Scheck der Post zur Beförderung übergeben worden 
ist» Wenn der Schuldner den Scheck dem Gläubiger per­
sönlich oder durch einen Boten über bringt, dann kommt 
es auf den Zeitpunkt an, in dem die Scheckurkunde aus 
der Verfügungsgewalt des Schuldners heraus und in die 
des Gläubigers gelangt ist« Das ist der Pall, wenn der 
Schuldner die Urkunde an seinem Wohnsitz einer Stelle, 
die ein Glied in der Organisation der Gläubigerin ist 
oder die ermächtigt ist, für diese solche Leistungen 
entgegenzunehmen, übergibt«,



Der Unfall ereignete sich am 29« April 1964 gegen 
16o38 Uhr» Das Berufungsgericht hat ausgeführt, es habe 
sich aufgrund der Beweisaufnahme nicht die Gewißheit 
verschaffen können, daß der Zeuge der Ange­
stellte und Böte der Beklagten, den Verrechnungsscheck 
vor diesem Zeitpunkt in den Briefkasten der Besirksdi- 
roktion der Klägerin eingeworfen habe«. Hiergegen hat die 
Bevision keine durchgreifenden Rügen vorgebracht» Der 
Klage ist daher mit Recht entsprochen wordenP

DTo Hauß Jdhannsen Y/üstenberg
Dr0 Reinhardt Dr„ Bukov;



IV ZR 54-5/66

BGH, Ort.v. 29. Januar 1969 - IV ZR. 545/68 - OLG Hamm
LG Dortmund

Im Leitsatz zu BGB § 284; W G  § 39
wird ein Schreibversehen dahingehend berichtigt?
daß es statt "Vollzugsfolgen" richtig "Verzugsfolgenn
heißen muß«
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